
 

Erste Verordnung der Landesregierung zur Änderung der Corona-Verordnung 

 

Vom 8. April 2021 

 

Auf Grund von § 32 in Verbindung mit §§ 28 bis 31 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. 

Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. März 2021 

(BGBl. I S. 370) geändert worden ist, wird verordnet: 

 

Artikel 1 

Änderung der Corona-Verordnung 

 

§ 14b der Corona-Verordnung vom 27. März 2021 (notverkündet gemäß § 4 des Verkün-

dungsgesetzes und abrufbar unter https://www.baden-wuerttemberg.de/corona-verord-

nung) wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 14b 

Betrieb der Schulen 

 

(1) Untersagt sind 

 

1.  der Unterrichtsbetrieb in der Präsenz sowie die Durchführung außerunterrichtlicher und 

anderer schulischer Veranstaltungen an den öffentlichen Schulen und den entspre-

chenden Einrichtungen in freier Trägerschaft, 

 

2. der Betrieb von Betreuungsangeboten der verlässlichen Grundschule, der flexiblen 

Nachmittagsbetreuung sowie der Horte an der Schule. 

 

Die Tätigkeit außerschulischer Partner in der Schule ist nur insoweit zulässig, als die Tätig-

keit Teil des nach den Absätzen 2 bis 11 zulässigen Schulbetriebs ist. Das Kultusministe-

rium und das Sozialministerium können zur Durchführung abschlussrelevanter Prüfungs-

teile Ausnahmen von der Untersagung nach Satz 1 zulassen. 

(2) Der fachpraktische Sportunterricht in Präsenz ist, auch soweit der Unterrichtsbetrieb 

nach den Absätzen 3 bis 11 zulässig ist, untersagt. Abweichend hiervon ist fachpraktischer 

Sportunterricht in Präsenz zur Prüfungsvorbereitung einschließlich der fachpraktischen 

Leistungsfeststellungen für die Schülerinnen und Schüler, die Sport als Prüfungsfach ge-

wählt haben, mit der Maßgabe zulässig, dass ein Mindestabstand von 1,5 Metern durch-

gängig eingehalten wird. Betätigungen, bei denen der Mindestabstand nicht eingehalten 

werden kann, sind untersagt. Es ist gestattet, mit einem Mund-Nasen-Schutz nach § 3 Ab-

satz 1 Sicherheits- oder Hilfestellung zu leisten.  

(3) Die Untersagung nach Absatz 1 gilt nicht für: 



 

1. den Präsenzunterricht 

a) der Schülerinnen und Schüler der Klassenstufen 9 und 10 der Hauptschule, Werkre-

alschule, Realschule und Gemeinschaftsschule, die im Schuljahr 2020/21 die Ab-

schlussprüfung ablegen, 

b) der Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 1 und 2 des allgemein bildenden 

Gymnasiums, des beruflichen Gymnasiums und der Gemeinschaftsschule, 

c) der Schülerinnen und Schüler der Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungs-

zentren, die einen der unter Buchstaben a und b genannten Bildungsgänge in den 

entsprechenden Klassenstufen besuchen, 

d) der Schülerinnen und Schüler der Klassenstufen 9 der Sonderpädagogischen Bil-

dungs- und Beratungszentren Lernen, der Sonderpädagogischen Bildungs- und Be-

ratungszentren anderer Förderschwerpunkte mit dem Bildungsgang Lernen sowie 

der Klassenstufen 9 und 10 in zieldifferenten inklusiven Bildungsangeboten, die sich 

auf ein nahtlos anschließendes Bildungsangebot vorbereiten, 

e) der Schülerinnen und Schüler der beruflichen Schulen, die im Schuljahr 2020/21 

eine Abschlussprüfung ablegen, die zu einem Berufsabschluss oder einem allgemei-

nen Abschluss führt, 

2. die Durchführung schriftlicher und praktischer Leistungsfeststellungen, soweit diese für 

die Erfüllung der Mindestanzahl der Leistungsfeststellungen zwingend erforderlich sind, 

3. die Schulen am Heim an nach § 28 Kinder- und Jugendhilfegesetz für Baden-Württem-

berg anerkannten Heimen für Minderjährige, soweit die Schülerinnen und Schüler 

ganzjährig das Heim besuchen, sowie Sonderpädagogische Bildungs- und Beratungs-

zentren mit Internat, die ganzjährig geöffnet sind, 

4. die Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren mit den Förderschwerpunk-

ten geistige Entwicklung, körperliche und motorische Entwicklung sowie Sonderpäda-

gogische Bildungs- und Beratungszentren mit anderen Förderschwerpunkten mit die-

sen Bildungsgängen, 

5. Einrichtungen nach § 14 Absatz 1 Nummer 3 und entsprechende Bildungsgänge an be-

ruflichen Schulen in der Ressortzuständigkeit des Kultusministeriums; dies gilt für Klas-

sen, die nicht Abschlussklassen sind, nur, soweit der Unterrichtsbetrieb nicht im Rah-

men eines Onlineangebots durchgeführt werden kann und er unaufschiebbar ist, 

6. die Schulkindergärten. 



 

Der Unterricht für die Schülerinnen und Schüler nach Satz 1 Nummer 1 und Abschlussklas-

sen in Bildungsgängen an beruflichen Schulen in der Ressortzuständigkeit des Kultusminis-

teriums nach Satz 1 Nummer 5 findet im Wechsel zwischen Präsenz- und Fernunterricht 

statt; der Unterricht für die Schülerinnen und Schüler nach Satz 1 Nummer 4 kann zur Wah-

rung eines Mindestabstands zu und zwischen den Schülerinnen und Schülern im Wechsel 

zwischen Präsenz- und Fernunterricht stattfinden. Über den Umfang und die Dauer der 

Präsenzphasen entscheidet die Schulleitung. 

(4) Soweit Schülerinnen und Schüler in der Präsenz unterrichtet werden, sind für sie 

1. der Betrieb von Betreuungsangeboten der verlässlichen Grundschule, der flexiblen 

Nachmittagsbetreuung, der Horte an der Schule und der Ganztagsbetrieb sowie 

2. Spaziergänge und Ausflüge in die Natur in der Klassenzusammensetzung 

zulässig. 

(5) Für Schülerinnen und Schüler, 

1. die durch den Fernunterricht nicht erreicht werden oder 

2. für die aus anderen Gründen nach Einschätzung der Klassenkonferenz und Zustim-

mung der Schulleitung ein besonderer Bedarf besteht, 

werden im Rahmen der vorhandenen Ressourcen Präsenzlernangebote eingerichtet. Dies 

gilt entsprechend für fachpraktische Unterrichtsinhalte an beruflichen Schulen, die im Fern-

unterricht nicht vermittelt werden können. 

(6) Sofern und soweit Präsenzunterricht stattfindet, erklären die Erziehungsberechtigten  

oder die volljährigen Schülerinnen und Schüler gegenüber der Schule, ob sie die Schul-

pflicht im Fernunterricht an Stelle des Präsenzunterrichts erfüllen möchten. Die Pflicht zur 

Teilnahme an schriftlichen Leistungsfeststellungen in der Präsenz kann auch bei einer Ent-

scheidung gegen den Präsenzunterricht von der unterrichtenden Lehrkraft festgelegt wer-

den. Wird keine Entscheidung getroffen, an Stelle des Präsenzunterrichts am Fernunter-

richt teilzunehmen, bestimmt sich die Verpflichtung zur Teilnahme am Präsenzunterricht 

nach den Regeln der Schulbesuchsverordnung. Die Entscheidung kann zum Ende des 

Schulhalb- oder Schuljahres sowie bei einer wesentlichen Änderung der Verhältnisse, bei-

spielsweise des Pandemiegeschehens, mit Wirkung für die Zukunft geändert werden.  

 

(7) Soweit kein Präsenzunterricht stattfindet, tritt an dessen Stelle ab der Klassenstufe 5 

der Fernunterricht. Für die Schülerinnen und Schüler der Grundschule werden analog oder 

digital Lernmaterialien durch ihre Lehrkräfte zur Verfügung gestellt. 

 



 

(8) Ausgenommen von der Untersagung des Betriebs ist die Notbetreuung für teilnahmebe-

rechtigte Schülerinnen und Schüler der Grundschule, der Klassenstufen 5 bis 7 der auf der 

Grundschule aufbauenden Schulen sowie aller Klassenstufen der Sonderpädagogischen 

Bildungs- und Beratungszentren, sofern und soweit sie noch nicht wieder am Präsenzunter-

richt teilnehmen können. Berechtigt zur Teilnahme sind Schülerinnen und Schüler, 

1. deren Teilnahme an der Notbetreuung zur Gewährleistung des Kindeswohls erforder-

lich ist, 

2. deren Erziehungsberechtigte beide in ihrer beruflichen Tätigkeit unabkömmlich sind o-

der ein Studium absolvieren oder eine Schule besuchen, sofern sie die Abschlussprü-

fung im Jahr 2021 anstreben, und hierdurch an der Betreuung gehindert sind oder 

3. die aus sonstigen schwerwiegenden Gründen auf eine Notbetreuung angewiesen sind.  

Satz 2 Nummer 2 gilt auch, wenn eine Person alleinerziehend ist und sie die übrigen Vo-

raussetzungen des Satz 2 Nummer 2 erfüllt. Alleinerziehenden gleichgestellt sind Erzie-

hungsberechtigte dann, wenn die oder der weitere Erziehungsberechtigte aus zwingenden 

Gründen, zum Beispiel wegen einer schweren Erkrankung, an der Betreuung gehindert ist. 

Die Notbetreuung erstreckt sich in der Regel auf den Zeitraum des Betriebs der Einrichtun-

gen, den sie ersetzt. Sie findet in der jeweiligen Einrichtung, die die Schülerin oder der 

Schüler bisher besucht hat, durch deren Personal und in möglichst kleinen und konstant zu-

sammengesetzten Gruppen statt. Ausnahmen hiervon sind nur in besonders zu begründen-

den Fällen zulässig. 

(9) Der Betrieb der Schulmensen und der gemeinsame Verzehr von Speisen durch Schüle-

rinnen und Schüler sowie durch das an der Schule tätige Personal sind im Rahmen des Un-

terrichtsbetriebs in der Präsenz und der Notbetreuung in möglichst konstanten Gruppen un-

ter Wahrung des Abstandsgebots von mindestens 1,5 Metern zwischen den Personen zu-

lässig. Die Tische sind beim Schichtbetrieb zwischen den Schichten zu reinigen.  

(10) Ausgeschlossen von der Notbetreuung und der Teilnahme am Schulbetrieb sind Schü-

lerinnen und Schüler sowie Kinder, 

1. die in Kontakt zu einer mit dem Coronavirus infizierten Person stehen oder standen, 

wenn seit dem letzten Kontakt noch nicht 14 Tage vergangen sind, soweit die zustän-

dige Behörde nichts anderes anordnet, 

2. die sich innerhalb der vorausgegangenen zehn Tage in einem Gebiet aufgehalten ha-

ben, das durch das Robert Koch-Institut im Zeitpunkt des Aufenthalts als Risikogebiet 

ausgewiesen war; dies gilt auch, wenn das Gebiet innerhalb von zehn Tagen nach der 

Rückkehr neu als Risikogebiet eingestuft wird, oder 



 

3. die typische Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus, namentlich Fieber, trocke-

ner Husten, Störung des Geschmacks- oder Geruchssinns, aufweisen.  

(11) Ein Zutritts- und Teilnahmeverbot nach § 7 besteht in den Fällen von Absatz 10 nicht, 

sofern nach den Bestimmungen der Corona-Verordnung Absonderung oder der Corona-

Verordnung Einreise-Quarantäne eine Pflicht zur Absonderung nicht oder nicht mehr be-

steht.“ 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am 12. April 2021 in Kraft.  

 

Stuttgart, den 8. April 2021 

 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:  

 

Kretschmann 

 

                                         Strobl    Sitzmann 

 

                                         Dr. Eisenmann  Bauer 

 

                                         Untersteller   Dr. Hoffmeister-Kraut  

 

                                         Lucha    Hauk 

 

                                         Wolf    Hermann 

 

             Erler 


